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Doch man sieht nur die im Fernsehen
Wie viele Arbeitsplätze die österreichische Politik
bietet

Im Rahmen einer Forschungsarbeit über die Beschäftigung im Nonprofit Sektor in Österreich wurde
mittels eines per E-Mail versandten Kurzfragebogens auch der Bereich Politik erfasst. Die Daten gelten
für den Sommer 2003, und es wurde eine Rücklaufquote von 76,0 % erreicht. Berücksichtigt wurden
Nonprofit Organisationen, die im Rahmen der Repräsentativdemokratie erfolgreich sind, also Parteien,
die gewählte Mandatare stellen – außerdem zur Gegenüberstellung der gesamte öffentliche Sektor, also
alle auf Zeit gewählten PolitikerInnen. Der öffentliche Sektor zählt 43.727 Beschäftigte, wobei der über-
wiegende Teil erstens nur nebenberuflich in der Politik tätig ist und zweitens auf Gemeindeebene (98,2
%!) arbeitet. Der deutlich größere Nonprofit Sektor erreicht 110.312 Beschäftigte, die aber nur zu 1,6 %
bezahlt arbeiten. Insbesondere SPÖ und ÖVP basieren auf dem Engagement ehrenamtlicher
MitarbeiterInnen. Auffallend sind die schmale Personalausstattung der FPÖ und der hohe Anteil der
Teilzeitbeschäftigten bei den Grünen.
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1. Einleitung

Wie viele Menschen arbeiten in Österreich
in der Politik? Wie viele in den Parteien, wie
viele als gewählte FunktionsträgerInnen?
Scheinbar einfache Fragen, auf die es aber kei-
ne ebenso einfachen Antworten gibt, denn der
Föderalismus wird in der Organisation der
österreichischen Politik groß geschrieben. So
führt zum Beispiel keine einzige der vier im
Nationalrat vertretenen politischen Parteien zen-
tral Aufzeichnungen darüber, wie viele Perso-
nen sie insgesamt beschäftigt. Aber auch die
Gesamtzahl aller österreichischen Gemeinde-
rätInnen kann man nur über Recherchen in den
einzelnen Bundesländern in Erfahrung bringen.

Politische Parteien erfüllen alle Kriterien von
Nonprofit Organisationen: Sie sind auf Dauer
ausgerichtet, weisen eine formale Organisations-
struktur auf, sind privat (im Gegensatz zu öf-
fentlich), schütten keinen Gewinn aus, sind

selbstverwaltet und basieren auf Freiwilligkeit,
was Mitgliedschaft, Spenden und ehrenamtli-
che Mitarbeit anlangt. Und so durften sie natür-
lich in einem Forschungsprojekt, das die Be-
schäftigung im gesamten österreichischen Non-
profit Sektor zum Inhalt hatte, nicht fehlen1 . Alle
Bereiche, in denen Nonprofit Organisationen in
Österreich eine Rolle spielen, wurden im Rah-
men dieser Forschungsarbeit erfasst � mit un-
terschiedlichen Instrumenten: manche in
Primärerhebungen mit per Post versandten aus-
führlichen Fragebögen, andere durch die Ana-
lyse sekundärstatistischen Materials und eine
dritte Gruppe schließlich ebenfalls in Primärer-
hebungen, aber mit einem ganz kurzen Frage-
bogen, der per E-Mail verschickt wurde. In die-
se letzte Gruppe fällt der Bereich Politik, für
den die Ergebnisse hier präsentiert werden.
Nicht nur der Nonprofit Sektor wurde im Rah-
men des Forschungsprojekts erfasst, sondern
möglichst auch der öffentliche und der gewinn-
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orientierte. Damit sollte erstens ein Eindruck
von der jeweiligen Größe der drei Sektoren in
den verschiedenen Bereichen gewonnen wer-
den, um ein Urteil über die Bedeutung des Non-
profit Sektors fällen zu können, und zweitens
die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der drei
Sektoren herausgearbeitet werden. Nun spielt
für den Bereich Politik der gewinnorientierte
Sektor keine Rolle, der öffentliche aber sehr
wohl, weshalb auch die Summe aller gewähl-
ten FunktionsträgerInnen ermittelt wurde � vom
Bundespräsidenten bis zu den Gemeinde-
rätInnen.

Auf diese Art und Weise wurde erstmals er-
hoben, wie viele Beschäftigte � bezahlte und
ehrenamtliche � in der österreichischen Politik
arbeiten. Gemeint ist Politik im aller engsten
Sinne des Wortes: für den Nonprofit Sektor heißt
das, betrieben von Personen und Gruppierun-
gen, die sich ausschließlich mit Politik beschäf-
tigen, die ferner im Rahmen der Repräsentativ-
demokratie reüssieren, also Mandate erhalten
und in Folge dessen für ihre Arbeit mit Förde-
rungen aus Steuergeld bedacht werden. Gewiss
sind auch der Kärntner Heimatdienst und die
Hausbesetzer aus der Anarchoszene politisch
tätig. Aber sie stellen sich keiner Wahl zu einer
gesetzgebenden Körperschaft, sie werden
dorthin nicht von den Wählern delegiert, und
sie erhalten keine daraus resultierende Förde-
rung � was eben die Kriterien für die Aufnah-
me in diese Studie waren.

Berufliche Interessenvertretungen und
Standesvertretungen sind von unserer � wie
gesagt ganz engen � Politik-Definition ebenfalls
nicht umfasst: Zwar kommt ihnen großes poli-
tisches Gewicht zu, sie beschäftigen sich aber
nicht ausschließlich mit Politik und wurden da-
her im Rahmen dieser Studie nicht dem Bereich
�Politik� zugeordnet.

Trotzdem bleiben noch ein paar Abgren-
zungsprobleme bestehen. Auf Gemeindeebene
werden zahlreiche Mandate von Bürgerinitia-
tiven oder Namenslisten besetzt. Auch diese
sind in der Studie nicht enthalten, denn Conditio
sine qua non für Nonprofit Einrichtungen ist
es, dass sie auf Dauer angelegt sein und ein
Minimum an Organisationsgrad haben müssen.
Beides dürfte bei Namenslisten bei weitem

mehrheitlich nicht der Fall sein, die sich ja häu-
fig nur für eine einzige Wahl bilden. Und
schließlich � die wohl schwierigste Abgrenzung
� bewegt sich im Umfeld der politischen Par-
teien eine Vielzahl von Vereinen, die laut Sta-
tuten mehr oder weniger zur Partei gehören:
Frauen-, Jugend- oder Seniorenvertretungen
zum Beispiel. Hier lag das Kriterium, das über
die Aufnahme in den Bereich �Politik� inner-
halb unserer Studie entschied, in der inneren
Organisationsstruktur der jeweiligen Partei:
Haben die �vorgelagerten� Institutionen die (sei
es auch nur faktische) Möglichkeit, aus ihren
Reihen direkt und ohne Umweg über die Partei
öffentlich wählbare KandidatInnen aufzustel-
len? Begründet die Mitgliedschaft in der Vor-
feldorganisation zwangsläufig eine Mitglied-
schaft in der Partei? Beide Fragen sind nur bei
den sechs Bünden der Österreichischen Volks-
partei (ÖVP) mit Ja zu beantworten: Die Bün-
de sind ausdrücklich Teil der Partei und nomi-
nieren eine Vielzahl von öffentlichen Funk-
tionsträgerInnen.

Eine Sonderstellung nehmen die Partei-
akademien ein: Organisatorisch zwar weitge-
hend selbstständig, sind sie zugleich doch Teil
der Partei und vor allem finanziell (durch ihre
Anbindung an die Parteienfinanzierung) unmit-
telbar von deren Wahlerfolg abhängig; darum
sind auch ihre MitarbeiterInnen in dieser Erhe-
bung enthalten.

Und nun noch eine Abgrenzung für den öf-
fentlichen Sektor: Die MitarbeiterInnen der
Bundesministerien und der Ämter der Landes-
regierungen wurden dem staatlichen Verwal-
tungsapparat zugerechnet, auch wenn ohne ihre
Fachkompetenz in Gesetze gegossene Politik
undenkbar ist. Artikel 20 der österreichischen
Bundesverfassung unterscheidet auf Zeit ge-
wählte und beamtete Organe: Erstere sind in die
Befragung einbezogen, letztere nicht.

Die Fragebögen wurden von März bis Juli
2003 verschickt, die Rücklaufquote betrug für
den Nonprofit Sektor im Bereich Politik 76,0
%. Das Datenmaterial über den öffentlichen
Sektor wurde zum größeren Teil dem Internet
entnommen, zum anderen Teil telefonisch oder
per E-Mail bei den Ämtern der Landesregierun-
gen bzw. den Parlaments- und Landtagsklubs
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und -fraktionen erhoben. Im Detail ist die Daten-
sammlung eine Momentaufnahme, da in der
Politik die Beschäftigten rasch und häufig wech-
seln, nicht nur nach Wahlen, sondern auch �
insbesondere auf Gemeindeebene � mitten in
den Amtsperioden.

Die Wechselbeziehungen zwischen dem öf-
fentlichen und dem Nonprofit Sektor sind im
Bereich der Politik besonders eng. Kaum ein
gewählter Politiker, der nicht über seine Mitar-
beit in einer Partei in sein Amt gekommen wäre.
Kaum eine gewählte Politikerin, die keine Funk-
tion in ihrer Partei ausüben würde. Auch der
Wechsel zwischen den Sektoren ist üblich:
Maria Rauch-Kallat etwa war am Beginn ihrer
politischen Karriere Mitarbeiterin der ÖVP und
damit dem Nonprofit Sektor zuzuordnen, dann
wurde sie Ministerin und wechselte damit in den
öffentlichen Sektor, dann wieder zurück in den
Nonprofit Sektor, als sie Generalsekretärin der
ÖVP wurde, und schließlich ging sie noch ein
zweites Mal als Ministerin in den öffentlichen
Sektor.

2. Der öffentliche Sektor –
Die auf Zeit gewählten Organe

2.1 Eigenartige Beschäftigungsverhältnisse

Auf Zeit gewählte öffentliche Funktions-
trägerInnen arbeiten nicht auf Grund eines her-
kömmlichen Dienstverhältnisses. Bei wem soll-
ten sie auch angestellt sein? Der Bundespräsi-
dent, die Regierungsmitglieder, die Abgeordne-
ten und die GemeindevertreterInnen haben kei-
ne Arbeitgeber, die ihnen Weisungen erteilen
oder ihre Leistungen bewerten könnten. Das ist
Aufgabe der WählerInnen. Diese Eigenart fin-
det ihren Niederschlag in der besonderen und
in Österreich einzigartigen Gestaltung des Be-
schäftigungsverhältnisses für gewählte Poli-
tikerInnen: Sie haben weder einen Dienstver-
trag noch sind sie Selbstständige, gelten aber
steuerlich als unselbstständig erwerbstätig. Ihr
Einkommen ist in den Bezügegesetzen geregelt,
die genaue Höhe wird vom Präsidenten des
Rechungshofs öffentlich bekannt gegeben.
Derzeit gilt die Kundmachung in der Wiener

Zeitung vom 16. Mai 2002. Darin wird ein Aus-
gangsbetrag von Euro 7.500,� ausgewiesen, auf
den sich alle aufgelisteten Einkommen prozent-
mäßig beziehen. So erhält der Bundespräsident
etwa 280 %, der Bundeskanzler 250 % und die
BundesministerInnen 200 % monatlich brutto,
und zwar 14mal jährlich. Für die öffentlichen
FunktionärInnen auf Bundesebene sind in der
Kundmachung Fixbeträge angegeben, für jene
auf Landesebene Obergrenzen � die genaue
Höhe wird durch die Landesbezügegesetze fest-
gelegt.

2.2 Die Anzahl der Beschäftigten

43.727 Beschäftigte zählte der öffentliche
Sektor im Bereich der Politik im Sommer 2003.
Die meisten davon waren nur nebenberuflich
in der Politik tätig, denn eine überwiegende
Mehrheit von 98,2 % hatte ihr Aufgabengebiet
auf Gemeindeebene, und BürgermeisterInnen
und GemeinderätInnen haben mit der Ausnah-
me der großen Städte einen anderen Brotberuf.
Daraus folgt, dass all die bekannten Gesichter,
all die Namen, die die Nachrichtensendungen
prägen und die für die österreichische Politik
schlechthin stehen, nur einen kleinen Teil der
politischen Arbeit verrichten, die tagtäglich an-
fällt. Es mag der bedeutendste Teil sein, und er
mag nicht so klein sein wie der Anteil der Bun-
des- und LandespolitikerInnen an der Summe,
aber trotzdem bleibt die Tatsache bestehen, dass
politische Arbeit zum Großteil auf der unters-
ten Ebene, auf jener der Gemeinden, geleistet
wird und aus Entscheidungen besteht, die nur
von lokaler Bedeutung sind. Wie groß dieser
Anteil tatsächlich ist, könnte nur eingeschätzt
werden, wenn bekannt wäre, wieviel Zeit
BürgermeisterInnen und Gemeindevertre-
terInnen, Landes- und BundespolitikerInnen im
Durchschnitt pro Woche aufwenden.

Ein Blick auf die gewählten politischen
FunktionsträgerInnen, aufgeteilt nach Parteien,
zeigt, dass nahezu die Hälfte von ihnen der ÖVP
angehört, was auf Grund der bereits beschrie-
benen Größenverhältnisse gleichzeitig heißt,
dass die ÖVP die Mehrheit der Gemeinde-
vertreterInnen stellt, und zwar mit 48,0 % sogar
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fast eine � natürlich in dieser Form nur rechne-
risch relevante � absolute Mehrheit. Der Sozi-
aldemokratischen Partei Österreichs (SPÖ) zu-
zurechnen ist etwas mehr als ein Drittel aller
gewählten PolitikerInnen Österreichs, der Frei-
heitlichen Partei Österreichs (FPÖ) 11,4 % und
den Grünen 1,7 Prozent. Dieser niedrige Wert
für die jüngste der vier Parteien macht � analog
zur ÖVP � klar, welche Position die Grünen auf
Gemeindeebene haben, nämlich eine sehr
schwache. Im Nationalrat und im Europäischen
Parlament sind sie mit rund zehn Prozent we-

sentlich stärker vertreten, aber auch in den Land-
tagen mit durchschnittlich 6,8 Prozent. Die FPÖ
weist sehr unterschiedliche Werte auf und ist �
ganz unabhängig von ihren Verlusten in der
Wählergunst während der vergangenen rund
fünf Jahre � auf Gemeindeebene unterdurch-
schnittlich vertreten. Nur bei den Sozialdemo-
kraten gibt die Summe annähernd einen Durch-
schnittswert an. Für die KPÖ sind nirgends ei-
gene Zahlen ausgewiesen, ihre MandatarInnen
werden stets mit jenen der Namenslisten unter
�Sonstige� subsumiert.

Tabelle 1: Anzahl der Beschäftigten im öffentlichen Sektor der österreichischen Politik –
Stand Sommer 2003

absolut in %

BundespräsidentIn 1 0,00
Nationalrat 183 0,42
Bundesrat 62 0,14
Europäisches Parlament 21 0,05
Bundesregierung 18 0,04
Landtage 448 1,02
Landesregierungen 71 0,16
GemeindevertreterInnen 42.923 98,16

Summe 43.727 100,00

Quelle: Telefon- und Internetrecherche. Eigene Berechnungen.

Tabelle 2: Anzahl der auf Zeit gewählten politischen Funktionsträger nach Parteien –
Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ FPÖ Grüne Sonstige

absolut in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Bundespräs. 1 100,0 1 100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Nationalrat 183 100,0 79 43,2 69 37,7 18 9,8 17 9,3 0 0,0

Bundesrat 62 100,0 28 45,2 21 33,9 12 19,4 1 1,6 0 0,0

Europ. Parl. 21 100,0 7 33,3 7 33,3 5 23,8 2 9,5 0 0,0

Bundesreg. 18 100,0 12 66,7 0 0,0 6 33,3 0 0,0 0 0,0

Landtage 448 100,0 171 38,2 160 35,7 87 19,4 30 6,7 0 0,0

Landesreg. 71 100,0 34 47,9 30 42,3 7 9,9 0 0,0 0 0,0

Gemeindevertr.1 31.563 100,0 15.156 48,0 10.667 33,8 3.593 11,4 481 1,5 1.666 5,3

Summe 32.367 100,0 15.488 47,9 10.954 33,8 3.728 11,5 531 1,6 1.666 5,1

1 Für die Steiermark und Tirol standen keine Daten über die Parteizugehörigkeit ihrer insgesamt 11.110 Gemeinde-
vertreterInnen zur Verfügung, und für Kärnten fehlten die Informationen für 250 GemeindemandatarInnen, was
zusammen eine Fehlsumme von 11.360 ergibt.

                            Quelle: Telefon- und Internetrecherche. Eigene Berechnungen.
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2.2.1 Die Ebene der Länder

Auf der Ebene der Länder sind in Summe
519 öffentliche FunktionsträgerInnen tätig, das
sind etwa doppelt so viele wie auf Bundesebe-
ne. 448 davon sind Landtagsabgeordnete, meist
ist das jedoch nicht ihr einziger Beruf. So wird
bei der Festsetzung der Bezüge zum Beispiel

zwischen Klubobleuten im Landtag unterschie-
den, die noch einen weiteren Beruf ausüben (100
% des Basisbetrags), und solchen, die ihre poli-
tische Aufgabe zum einzigen Beruf machen
(140 %).

Die Mitglieder der Landesregierungen da-
gegen sind allesamt hauptberufliche Poli-
tikerInnen.

Tabelle 3: Anzahl der Abgeordneten zu den Landtagen nach Bundesland und Partei –
Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ FPÖ Grüne Sonstige

absolut in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Burgenland 36 100,0 13 36,1 17 47,2 4 11,1 2 5,6 0 0,0

Kärnten 36 100,0 8 22,2 12 33,3 16 44,4 0 0,0 0 0,0

Niederösterreich 56 100,0 31 55,4 19 33,9 2 3,6 4 7,1 0 0,0

Oberösterreich 56 100,0 25 44,6 16 28,6 12 21,4 3 5,4 0 0,0

Salzburg 36 100,0 15 41,7 12 33,3 7 19,4 2 5,6 0 0,0

Steiermark 56 100,0 27 48,2 19 33,9 7 12,5 3 5,4 0 0,0

Tirol 36 100,0 18 50,0 8 22,2 6 16,7 3 8,3 1 2,8

Vorarlberg 36 100,0 18 50,0 5 13,9 11 30,6 2 5,6 0 0,0

Wien 100 100,0 16 16,0 52 52,0 21 21,0 11 11,0 0 0,0

Summe 448 100,0 171 38,2 160 35,7 86 19,2 30 6,7 1 0,2

Tabelle 4: Anzahl der Mitglieder der Landesregierungen nach Bundesland und Partei –
Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ FPÖ Grüne

absolut in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Burgenland 7 100,0 3 42,9 4 57,1 0 0,0 0 0,0

Kärnten 7 100,0 1 14,3 3 42,9 3 42,9 0 0,0

Niederösterreich 9 100,0 6 66,7 3 33,3 0 0,0 0 0,0

Oberösterreich 9 100,0 4 44,4 3 33,3 2 22,2 0 0,0

Salzburg 7 100,0 4 57,1 3 42,9 0 0,0 0 0,0

Steiermark 9 100,0 5 55,6 3 33,3 1 11,1 0 0,0

Tirol 7 100,0 5 71,4 2 28,6 0 0,0 0 0,0

Vorarlberg 7 100,0 6 85,7 0 0,0 1 14,3 0 0,0

Wien 9 100,0 0 0,0 9 100,0 0 0,0 0 0,0

Summe 71 100,0 34 47,9 30 42,3 7 9,9 0 0,0

Quelle (3, 4): Telefon- und Internetrecherche. Eigene Berechnungen.
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2.2.2 Die Ebene der Gemeinden

In den 2.359 Gemeinden Österreichs arbei-
ten 42.023 GemeindemandatarInnen, für einen
Großteil von ihnen ist die Politik nur eine Ne-
benbeschäftigung � in welchem Ausmaß, hängt
von der Größe der Gemeinde ab.

Normalerweise erhalten GemeinderätInnen
nur eine Aufwandsentschädigung, und selbst die
BürgermeisterInnen, die gewöhnlich ein Man-
dat haben und daher in der Zahl der Gemeinde-
vertreterInnen enthalten sind, arbeiten nur in den
größeren Städten hauptberuflich als Politi-
kerInnen.

Tabelle 5: Anzahl der GemeindevertreterInnen nach Bundesland und Partei – Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ FPÖ Grüne Sonstige

absolut in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Burgenland 3.064 100,0 1.341 43,8 1.547 50,5 96 3,1 13 0,4 67 2,2

Kärnten1 2.552 95,6 619 24,3 1.131 44,3 490 19,2 18 0,7 44 7,1

Niederösterreich 11.667 100,0 6.406 54,9 3.853 33,0 666 5,7 146 1,3 596 5,1

Oberösterreich 9.622 100,0 4.954 51,5 2.844 29,6 1.595 16,6 39 0,4 190 2,0

Salzburg 2.032 100,0 987 48,6 633 31,2 312 15,4 54 2,7 46 2,3

Steiermark2 7.502 100,0 k. A. � k. A. � k. A. � k. A. � k. A. �

Tirol2 3.608 100,0 k. A. � k. A. � k. A. � k. A. � k. A. �

Vorarlberg 1.752 100,0 630 36,0 153 8,7 232 13,2 45 2,6 692 39,5

Wien 1.124 100,0 219 19,5 506 45,0 202 18,0 166 14,8 31 2,8

Summe 42.923 � 15.156 � 10.667 � 3.593 � 481 � 1.666 �

1 In Kärnten stand die Aufschlüsselung nach Parteizugehörigkeit nur für 95,6 % der GemeindemandatarInnen zur
Verfügung.

2 Für die Steiermark und Tirol waren die Daten über die Parteizugehörigkeit nicht verfügbar.

Tabelle 6: Anzahl der BürgermeisterInnen nach Bundesland und Partei – Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ FPÖ Grüne Sonstige

absolut in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Burgenland 171 100,0 73 42,7 93 54,4 1 0,6 0 0,0 4 2,3

Kärnten 132 100,0 27 20,5 70 53,0 21 15,9 0 0,0 14 10,6

Niederösterreich 573 100,0 413 72,1 139 24,3 0 0,0 0 0,0 21 3,7

Oberösterreich 445 100,0 344 77,3 91 20,4 8 1,8 0 0,0 2 0,4

Salzburg 119 100,0 98 82,4 21 17,6 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Steiermark 543 100,0 396 72,9 143 26,3 4 0,7 0 0,0 0 0,0

Tirol1 279 100,0 k. A. � k. A. � k. A. � k. A. � k. A. �

Vorarlberg1 96 100,0 k. A. � k. A. � k. A. � k. A. � k. A. �

Wien 23 100,0 6 26,1 16 69,6 0 0,0 1 4,3 0 0,0

Summe 2.381 � 1.357 � 573 � 34 � 1 � 41 �

1 Für Tirol und Vorarlberg waren die Daten über die Parteizugehörigkeit nicht verfügbar.

Quelle (6, 7): Telefon- und Internetrecherche. Eigene Berechnungen.
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Ein Sonderfall in mehrfacher Hinsicht ist
Österreichs größte Gemeinde: Wien. Da hier der
Bürgermeister gleichzeitig Landeshauptmann
ist, wurden er und seine Stadträte in die Kate-
gorie Landesregierungen gerechnet. Ähnliches
gilt für den Wiener Gemeinderat, der zu den
Landtagen gezählt wurde. In Wien kommt mit
den 23 Bezirken eine Ebene hinzu, die in kei-
nem anderen Bundesland ihresgleichen hat. Die
BezirksvorsteherInnen bekleiden eine dem
Bürgermeisteramt annähernd vergleichbare Po-
sition. Dementsprechend wurden sie in die Lis-
te der BürgermeisterInnen aufgenommen, wor-
aus sich eine Gesamtsumme von 2.381 ergibt.
Den GemeinderätInnen in allen anderen
Österreichischen Gemeinden entsprechen in
Wien die BezirksrätInnen, die auch gegen eine
Aufwandsentschädigung tätig sind. Eine wei-
tere Wiener Besonderheit ist, dass nicht alle
Bezirksvorsteher automatisch auch ein Mandat
haben, deshalb wurden jene 15, die über kein
Mandat verfügen, zur Liste der Gemeinde-
politikerInnen addiert.

Die meisten Gemeinden gibt es in Nieder-
österreich, das nach Wien auch die meisten
EinwohnerInnen (2001: 1.550.394) (Statistik
Austria � Homepage 2003) hat. Das ergibt 132
NiederösterreicherInnen pro Gemeindeman-
datarIn. Nur das Burgenland hat ein noch bes-
seres �Betreuungsverhältnis�, dort kommen 91
EinwohnerInnen auf einen Gemeindepolitiker
oder eine -politikerin. Das schlechteste �Betreu-
ungsverhältnis� hat Wien mit 1.446 WienerIn-
nen pro BezirksvertreterIn, und zwar mit Ab-
stand, denn in Salzburg, das am vorletzten Platz
liegt, �betreut� ein Gemeindevertreter oder eine
-vertreterin im Durchschnitt 255 Menschen. Je
größer an EinwohnerInnen die Gemeinden ei-
nes Bundeslandes sind, desto mehr Menschen
fallen tendenziell in die Zuständigkeit eines ein-
zelnen Gemeindepolitikers. So gesehen sind die
BewohnerInnen der Bundesländer mit kleinen
Gemeinden politisch am besten vertreten.

2.2.3 Die MitarbeiterInnen der Klubs und
Fraktionen des Parlaments und der Landtage

Alle Abgeordneten einer Partei zusammen
bilden eine Fraktion, ab einer gewissen Stärke

� meist von drei Abgeordneten � wird aus der
Fraktion ein Klub. Um die Arbeit in den Klubs
und Fraktionen, und damit in den Volksvertre-
tungen zu garantieren, stellen ihnen der Bund
bzw. die Länder nicht nur Räumlichkeiten samt
Infrastruktur zur Verfügung, sondern überneh-
men auch die Kosten für die MitarbeiterInnen,
die den Abgeordneten administrativ (Sekre-
tärInnen) und inhaltlich (FachreferentInnen)
unter die Arme greifen. Wieviele derartige
MitarbeiterInnen pro Klub oder Fraktion öffent-
lich finanziert werden, ist von Bundesland zu
Bundesland verschieden und wird häufig in
Abhängigkeit von der Klubstärke nach mehr
oder weniger komplizierten Schlüsseln berech-
net. In den Klubs und Fraktionen arbeiten nicht
nur öffentlich Bedienstete, sondern auch Be-
schäftigte der politischen Parteien selbst � hier
trifft sich also der öffentliche mit dem Nonprofit
Sektor. Die Klub- und Fraktionsmitarbei-
terInnen nach Sektoren zu trennen, wäre aber
ohne unverhältnismäßigen Aufwand nicht mög-
lich gewesen, denn nicht überall ist die Rege-
lung so einfach wie im Burgenland, das jedem
Klub unabhängig von dessen Stärke zwei
MitarbeiterInnen finanziert. Die dortigen
Landtagsklubs der SPÖ und der Grünen zum
Beispiel haben jedoch jeweils drei Mit-
arbeiterInnen � das bedeutet, dass hier der öf-
fentliche Sektor mit zwei und der Nonprofit
Sektor mit einem Angestellten vertreten sind.
Komplizierter ist die Lage etwa in Vorarlberg,
wo den Klubs je nach Stärke Finanzmittel für
eine gewisse Anzahl von MitarbeiterInnen aus
bestimmten Dienstklassen und Gehaltsstufen
zugewiesen werden. Ob der Klub sein admini-
stratives Personal und seine Fachleute nun tat-
sächlich diesen Dienstklassen und Gehaltsstu-
fen entsprechend entlohnt, ist jedoch seine Ent-
scheidung. Er kann zum Beispiel auch weniger
Leute, die dafür besser qualifiziert sind, anstel-
len.

Ganz ähnlich wie in Vorarlberg ist die Situ-
ation bei jenen Beschäftigten der Parlaments-
klubs, die nach dem Parlamentsmitarbeiter-
gesetz finanziert werden, dem zu Folge jedem
und jeder Abgeordneten die Kosten für eine
Hilfskraft refundiert werden, und zwar � in
Anlehnung an das Gehaltsschema der Beam-
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tInnen � entsprechend der Dienstklasse fünf und
der Gehaltsklasse neun, was im Juli 2003 einen
Beitrag von Euro 2.350,� monatlich ergab.
AkademikerInnen bekommt man für dieses
Gehalt gewöhnlich nicht, weshalb es üblich ist,
dass sich mehrere Abgeordnete zusammen-
schließen und eine qualifizierte Fachkraft ge-
meinsam beschäftigen. Es kann also nur festge-
stellt werden, dass allen Nationalratsab-
geordneten gemeinsam 183 MitarbeiterInnen
der Dienstklasse fünf, Gehaltsklasse neun im
�Wert� von Euro 430.050,� monatlich zur Ver-
fügung stehen, wieviele Menschen jedoch tat-
sächlich über das Parlamentsmitarbeitergesetz
einen Arbeitsplatz erhalten und wieviele
andererseits aus Parteimitteln bezahlt werden,
war im Rahmen dieser Studie nicht eruierbar.
Zusätzlich werden den Parlamentsklubs noch
insgesamt 55 Planstellen finanziert, aufgeteilt
auf die einzelnen Parteien nach deren aktueller
Stärke.

Die MitarbeiterInnen der Klubs und Frakti-
onen sind eindeutig dem Bereich Politik zuzu-
rechnen, deshalb wurde ihre Summe erhoben,
obwohl die Trennung nach Sektoren nicht mög-
lich ist. Mehrheitlich gehören sie wohl dem öf-
fentlichen Sektor an. Die Rücklaufquote war mit
82,1 % so hoch, dass sie eine verlässliche Hoch-
rechnung auf alle Klubs und Fraktionen mög-
lich machte. Da auch nach der Teilzeitquote
gefragt wurde, konnte die Anzahl der fiktiv
Vollzeitbeschäftigten (Vollzeitäquivalente) er-
rechnet werden.

3. Der Nonprofit Sektor –
Die politischen Parteien

3.1 Typische Beschäftigungsverhältnisse

Alle österreichischen Parteien, die bei Wah-
len erfolgreich angetreten sind, erfüllen die Kri-
terien von Nonprofit Organisationen, ihr orga-
nisatorischer Aufbau unterscheidet sich aber
zumindest teilweise, was sich auf die Zusam-
mensetzung und die Anzahl der Beschäftigten
auswirkt. Das Grundgerüst ist zwar bei allen
Parteien gleich: Bundespartei, neun Landes-
parteien (die � zumindest organisatorisch � völ-
lig selbstständig sind), Bezirks- und Orts-
organisationen (mit stark unterschiedlicher
Flächendeckung je nach Partei). Was allerdings
die ÖVP von der SPÖ, der FPÖ, den Grünen
und der KPÖ unterscheidet, ist die enge Ein-
bindung der Teilorganisationen (Bünde), die
tatsächlich Teil der Partei sind. Wer Mitglied
der ÖVP werden möchte, kann entweder der
ÖVP beitreten oder auch einer der sechs Teil-
organisationen, die jeweils bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen vertreten: die Bauern, die Wirt-
schaft, die ArbeitnehmerInnen, die Frauen, die
Jugend und die SeniorInnen. Die Bünde stellen
übrigens genau ein Drittel aller MitarbeiterInnen
der ÖVP.

Ähnliches gibt es in den übrigen Parteien
nicht. Auch sie haben zwar in ihrem Umfeld
derartige Organisationen für bestimmte Ziel-
gruppen, die jedoch sehr unterschiedlich eng an
die Partei geknüpft sind. Bei der SPÖ ist die
Vertretung der Frauen etwa als Referat völlig in
die Partei integriert, jene der Jugend ist zwar
formal selbstständig, ihre MitarbeiterInnen sind
aber bei der Bundes- bzw. den Landesparteien
angestellt (beide sind also in den Beschäftig-
tenzahlen dieser Studie enthalten). Die Kinder-
freunde sind kein Teil der Partei � die Zugehö-
rigkeit zu den Kinderfreunden begründet keine
Parteimitgliedschaft bei der SPÖ (und die
MitarbeiterInnen der Kinderfreunde sind
demgemäß nicht Teil dieser Studie). Über ihre
Teilnahme am Bundesparteitag sind die SPÖ-
nahen Organisationen in die Entscheidungen der
Partei eingebunden (SPÖ 1998, 14f). Die ver-
gleichbaren Organisationen der Grünen haben
kein Stimmrecht in den Parteigremien (Grüne

Tabelle 7: Anzahl der Beschäftigten (Köpfe und
VZÄ) in den Fraktionen und Klubs des
Parlamentsund der Landtage in
Österreich – Hochrechnung für
Sommer 2003

Köpfe VZÄ

352 330

Quelle: Eigene Primärerhebung 2003.
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o. J., 1), genauso wenig jene der Freiheitlichen.
Eine Besonderheit der Grünen ist ihr �zehntes
Bundesland�, das den Minderheiten und
AusländerInnen gleichsam eine politische Hei-
mat geben soll und genauso wie die anderen
neun Landesparteiorganisationen Sitze und
Stimmen in den Parteigremien hat.

Die Akademien der Parteien � die Politische
Akademie (ÖVP), das Renner-Institut (SPÖ),
die Freiheitliche Akademie (FPÖ) und die Grü-
ne Bildungsakademie � sind zwar organisato-
risch eigenständig, aber die inhaltliche Bindung
an die Mutterpartei ist äußerst eng, so kommen
etwa die Parteiprogramme meist aus den so ge-
nannten Denkwerkstätten der Parteien. Vor al-
lem aber hängen die Parteiakademien finanzi-
ell am Tropf der Parteienförderung, innerhalb
derer ihnen ja eigene Mittel zugesprochen wer-
den.

Gemeinsam ist den Parteien � und auch zahl-
reichen anderen Nonprofit Organisationen �,
dass ihr Funktionieren zu einem hohen Grad auf
der Mitwirkung unbezahlter MitarbeiterInnen
beruht. Ohne sie wäre das Überleben der meis-
ten politischen Parteien in ihrer jetzigen Form
in Österreich nicht denkbar: Die sogenannten
Ehrenamtlichen machen in �Köpfen� gerechnet
98,4 % aller in den fünf hier untersuchten Par-
teien Arbeitenden aus.

Nur die FPÖ scheint wesentlich weniger auf
unbezahlte Arbeit angewiesen zu sein als ihre
drei Konkurrentinnen. Hier stellt sich aber ein
Definitionsproblem, denn ehrenamtlich tätig ist
der Jugendliche, der ab und zu ins Parteibüro
kommt, um beim Postversand zu helfen,
genauso wie alle FunktionärInnen. Ehrenamt-
lich tätig ist ein Bezirksobmann, der wöchent-
lich viele Stunden aufwendet, aber auch die
Gemeindepolitikerin, die einmal im Monat ei-
nen Abend lang eine Sitzung besucht. Ehren-
amtlich tätig sind die vielen WahlhelferInnen �
das vielleicht nur einmal in ihrem Leben �, aber
auch der Angehörige der SPÖ-Sektion, der seit
dreißig Jahren dafür sorgt, dass es eine Beteili-
gung seiner Gruppe am Aufmarsch zum 1. Mai
gibt. Fragt man nun nach der Anzahl der ehren-
amtlichen MitarbeiterInnen, wie das in unserem
Fragebogen der Fall war2 , besteht die Gefahr,
dass jeder darunter etwas anderes verstehen

kann � selbst wenn die WahlhelferInnen aus-
drücklich ausgeschlossen waren. Andererseits
sagen die Antworten viel über das Selbstver-
ständnis einer Partei aus, denn je weiter sie den
Kreis der ehrenamtlichen MitarbeiterInnen fasst,
desto mehr Bedeutung misst sie ihnen zu � sie
erkennt die Mitwirkung der sogenannten Basis
als �richtige Arbeit� an und nicht nur als Hilfs-
dienst. Die Antworten lassen vermuten, dass es
bei ÖVP, SPÖ und Grünen im Großen und Gan-
zen eine recht einheitliche Vorstellung (wenn
auch nicht auf Basis einer klaren Definition)
davon gibt, was unter ehrenamtlicher Arbeit in
der Politik verstanden wird.3

Dass hingegen die FPÖ � bei ihr arbeiten
nur 15,2 % der Beschäftigten unbezahlt � ein
anderes Bild bietet, liegt vielleicht auch daran,
dass sie ihre Daten für die Gesamtpartei zur
Verfügung stellte, also nur eine Antwort vor-
liegt � hier spielt also das individuelle Verständ-
nis, das der oder die Antwortende vom Begriff
�Ehrenamt� hat, eine größere Rolle als bei den
anderen Parteien, deren Bundes- und Landes-
organisationen aufgrund ihrer föderalistischen
Struktur alle einzeln befragt werden mussten
und bei denen daher zahlreiche Einzelpersonen
einschätzten, was ein �Ehrenamt� ist � Einschät-
zungen, die in Summe offenbar dazu tendier-
ten, sich auszugleichen. Ähnliches wie für die
FPÖ galt wohl auch für die KPÖ, als eine Mit-
arbeiterin im Frühsommer 2003 angab, dass es
in der gesamten Partei keinen einzigen ehren-
amtlichen Mitarbeiter gäbe. Anfang Oktober
änderte sich die Situation für die KPÖ jedoch
grundlegend: In Folge eines verlorenen Prozes-
ses, der ihre Finanzlage völlig veränderte, muss-
te sie sich von all ihren Angestellten trennen.
Ihr Weiterbestehen soll in Zukunft ausschließ-
lich von ehrenamtlichen MitarbeiterInnen gesi-
chert werden (Der Standard, 7.10.2003).

3.2 Die Anzahl der Beschäftigten

110.312 MitarbeiterInnen zählte der Non-
profit Sektor im Bereich der Politik im Sommer
2003, aber nur 1.757 erhielten eine Bezahlung.
Die größte Arbeitgeberin, und zwar für Haupt-
und für Ehrenamt, war die ÖVP, gefolgt von der
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SPÖ. Alle Daten beruhen auf der anfangs er-
wähnten Primärerhebung, wobei für die Bun-
des- und Länderparteiorganisationen ein Rück-
lauf von 100 Prozent erreicht wurde, für die

Was für den öffentlichen Sektor nicht möglich
war, nämlich nicht nur die Anzahl der Beschäf-
tigten anzugeben, sondern auch eine Gewich-
tung entsprechend ihrem Zeitaufwand durchzu-
führen, ergibt für den Nonprofit Sektor keiner-
lei Problem: für die bezahlten MitarbeiterInnen
nicht, weil im Fragebogen auch die Teilzeitquote
erhoben wurde, und für die Ehrenamtlichen
nicht, weil hier auf eine aktuelle Studie über die

Tabelle 8: Anzahl der Beschäftigten im Nonprofit Sektor der österreichischen Politik –
Stand Sommer 2003

Gesamt Hauptamt Ehrenamt

absolut in % absolut in % absolut in %

ÖVP 68.803 100,0 763 1,1 68.040 98,9

SPÖ 40.577 100,0 577 1,4 40.000 98,6

FPÖ 330 100,0 280 84,8 50 15,2

Die Grünen 552 100,0 87 15,8 465 84,2

KPÖ 50 100,0 50 100,0 0 0,0

Summe 110.312 100,0 1.757 1,6 108.555 98,4

                                                       Quelle: Eigene Primärerhebung 2003.

Parteiakademien wurde auf Basis eines Rück-
laufs von 92,9 % eine Hochrechnung angestellt,
desgleichen für die Teilorganisationen der ÖVP,
und zwar auf einer Basis von 56,9 %.

Rolle von ehrenamtlicher Arbeit in Österreich
(Hollerweger 2001, 46) zurückgegriffen wer-
den konnte, die einen durchschnittlichen wö-
chentlichen Zeitaufwand von 2,56 Stunden für
den Bereich Politik ermittelte. Die Umrechnung
der �Köpfe� in fiktive Vollzeitbeschäftigte än-
dert jedoch nichts Grundsätzliches: Noch immer
haben die unbezahlt Tätigen eine deutlich do-
minierende Stellung inne.

Tabelle 9: Anzahl der fiktiv Vollzeitbeschäftigten (VZÄ) im Nonprofit Sektor der österreichischen
Politik – Stand Sommer 2003

Gesamt Hauptamt Ehrenamt

absolut in % absolut in % absolut in %

ÖVP 5.715 100,0 683 12,0 5.032 88,0

SPÖ 3.360 100,0 402 12,0 2.958 88,0

FPÖ 246 100,0 242 98,4 4 1,6

Die Grünen 92 100,0 58 63,0 34 37,0

KPÖ 41 100,0 41 100,0 0 0,0

Summe 9.454 100,0 1.426 15,1 8.028 84,9

Quelle: Eigene Primärerhebung 2003.

Auffallend ist der enorm hohe Anteil von Teil-
zeitbeschäftigten bei den Grünen: Nur 35,6 %
der MitarbeiterInnen sind dort vollbeschäftigt.

Und auffallend ist weiters, dass der Anteil der
Ehrenamtlichen bei ÖVP und SPÖ auf die De-
zimalstelle genau übereinstimmt und dass die Tä-
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tigkeit dieser beiden Parteien in besonderem
Maße von unbezahlter Arbeit abhängig ist. Das
legt die Vermutung nahe, dass trotz aller äuße-
ren Unterschiede in Organisation und Struktur,
die Funktionsweisen der beiden �alten� Groß-
parteien einander sehr ähnlich sind. Beide stüt-
zen sich auf eine große Zahl von lokalen
MitarbeiterInnen, die Parteiarbeit � insbesondere
auf Bezirks- und Gemeindeebene � unbezahlt
leisten. Beide haben auf Grund ihrer in Wähler-
stimmen gemessenen politischen Stellung die
Möglichkeit, diese FunktionärInnen zu ent-
lohnen, ohne dafür Geld aufwenden zu müssen,
nämlich mit öffentlichen Funktionen, die ihren
TrägerInnen wiederum mit wenigen Ausnahmen
kaum Geld, aber dafür soziales Prestige und ge-
sellschaftliche Bedeutung einbringen. Hier tref-
fen sich also der Nonprofit und der öffentliche
Sektor, denn ein großer Anteil der für ihre Par-
tei ehrenamtlich Tätigen findet sich wohl in der
Zahl der gewählten GemeindevertreterInnen
wieder. Doch bei weitem nicht für alle unbezahl-
ten MitarbeiterInnen gibt es eine öffentliche
Funktion: 108.555 Ehrenamtliche stehen näm-
lich 42.923 GemeindemandatarInnen gegenüber.

Die FPÖ, die Grünen und die KPÖ kommen
mit wesentlich weniger MitarbeiterInnen aus als
ÖVP und SPÖ. Bei Grünen und KPÖ erklärt sich
das ganz einfach aus der geringen Größe dieser
Parteien. Bei der FPÖ jedoch liegt der Fall et-
was komplizierter: In der Bundespolitik hatte sie
vor ihrer Regierungsbeteiligung zu ÖVP und
SPÖ aufgeschlossen, und auch auf Landesebe-
ne konnte sie zum Teil beträchtliche Erfolge
verbuchen. Trotzdem blieb ihre Organisation
äußerst schlank � wie schlank, das zeigen die
Ergebnisse dieser Erhebung sehr deutlich.4

3.2.1 Bund und Länder

Eine Aufteilung auf die Ebenen des Bundes
und der Länder war nur für die hauptamtlichen
MitarbeiterInnen möglich, weil für das Ehren-
amt vielfach nur Überblicksdaten für das gesam-
te Bundesgebiet zur Verfügung gestellt wurden.
Sie spiegelt deutlich � wenn auch nicht mit der
gleichen Vehemenz � wider, was schon die Da-
ten für die öffentlichen FunktionärInnen erge-
ben haben: Auf Bundesebene arbeitet nur ein
kleiner Teil der in der Politik Beschäftigten. Für
den öffentlichen Sektor waren das überhaupt nur
0,6 %, für den Nonprofit Sektor immerhin
15,8 % (in Vollzeitäquivalenten gerechnet). Die-
ser Aufteilungsschlüssel ist bei allen drei Par-
teien, für die nach Bund und Ländern getrennte
Daten zur Verfügung standen, in etwa gleich.

4. Die Summe der Sektoren

Der öffentliche Sektor und der Nonprofit
Sektor sind quantitativ erfasst, eine einfache
Addition der beiden ergibt aber auf Grund der
zahlreichen gewählten öffentlichen Funktions-
trägerInnen, die gleichzeitig bei einer Partei
mitarbeiten, eine zu hohe Summe. Es gilt
insbesondere auf der Ebene der Gemeinden,
Vorsicht walten zu lassen. Andererseits ist aber
auch nicht davon auszugehen, dass alle 42.923
gewählten GemeindevertreterInnen eine Funk-
tion in einer Partei haben und daher doppelt
gezählt werden. Um trotzdem eine Einschätzung
abgeben zu können, wieviele Personen
insgesamt im Bereich der österreichischen Po-
litik arbeiten, finden sich in Tabelle 11 eine

Tabelle 10: Anzahl der fiktiv Vollzeitbeschäftigten (VZÄ) im Nonprofit Sektor der österreichischen Politik
nach Bundes- und Länderebene sowie Parteizugehörigkeit (ohne FPÖ und KPÖ) –
Stand Sommer 2003

Gesamt ÖVP SPÖ Grüne

absolut in % absolut in % absolut in % absolut in %

Bund 275 19,3 154 20,2 106 18,4 15 17,2

Länder 1152 80,7 609 79,8 471 81,6 72 82,8

Summe 1427 100,0 763 100,0 577 100,0 87 100,0

 Quelle: Eigene Primärerhebung 2003.
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Maximalvariante, bei der die beide Sektoren
einfach zusammenrechnet werden, und eine
Minimalvariante, bei der alle Gemeinde-
vertreterInnen von der Summe der Sektoren
abgezogen werden. Der tatsächliche Wert muss
zwangsläufig dazwischen liegen, und zwar mit
großer Wahrscheinlichkeit wesentlich näher bei
der Minimalvariante. Die Anteile der beiden
Sektoren werden trotzdem mit den Zahlen der
Maximalvariante errechnet, da all jene, die für
ihre Partei arbeiten und gleichzeitig ein Mandat
haben, ja tatsächlich beiden Sektoren angehö-
ren.

Insgesamt arbeiten deutlich mehr Menschen
in Nonprofit Sektor der Politik als im öffentli-
chen, nämlich rund zweieinhalb Mal mehr. Noch
deutlicher ist dieses Übergewicht des Nonprofit
Sektors bei der ÖVP (81,6 %) und der SPÖ (78,7
%), was ja schon in der großen Zahl der ehren-
amtlichen MitarbeiterInnen zum Ausdruck ge-
kommen ist. Bei der FPÖ finden hingegen
erstens die geringe Bedeutung der unbezahlten
Arbeit und zweitens die bereits erwähnte schlan-
ke Organisation ihren Niederschlag in einem

enormen Anteil des öffentlichen Sektors von
91,9 %. Der hohe Zuspruch bei den
WählerInnen, den die Freiheitlichen in den
vergangenen rund 25 Jahren verzeichnen konn-
ten, fand in geradezu bemerkenswerter Weise
keinen Niederschlag in der Größe der Partei
selbst � und zwar weder bei den bezahlten noch
bei den unbezahlten MitarbeiterInnen. Bei den
Grünen halten sich die beiden Sektoren in etwa
die Waage.

ANMERKUNGEN

1 Beschäftigung im Österreichischen Nonprofit Sek-
tor, FWF-Projekt Nr. P14769-G05, Näheres siehe
Internet: www.wu-wien.ac.at/sozialpolitik

2 Die kurzen Fragebögen, die im Rahmen unserer
Forschungsarbeit versandt wurden, sollten nicht nur
das Beschäftigungsvolumen in diesen Bereichen
erstmals erfassen, sondern hatten auch den Charak-
ter einer Vorstudie, die Informationen für die Ge-
staltung eines ausführlichen und auf den bestimm-
ten Bereich optimal zugeschnittenen Fragebogens
liefern sollte. Das ist insbesondere für die Erfassung
der ehrenamtlich Tätigen von Bedeutung, da diese

Tabelle 12: Anzahl der Beschäftigten in der österreichischen Politik nach Sektoren und Parteien
 (ohne KPÖ) – Stand Sommer 2003

Gesamt Öffentlicher Sektor Nonprofit Sektor

absolut in % absolut in % absolut in %

ÖVP Min. 69.135 100,0
Max. 84.291 100,0 15.488 18,4 68.803 81,6

SPÖ Min. 40.864 100,0
Max. 51.531 100,0 10.954 21,3 40.577 78,7

FPÖ Min. 4.008 100,0
Max. 4.058 100,0 3.728 91,9 330 8,1

Grüne Min. 602 100,0
Max. 1.083 100,0 531 49,0 552 51,0

 Quelle: Telefon- und Internetrecherche. Eigene Primärerhebung 2003. Eigene Berechnungen.

Tabelle 11: Anzahl der Beschäftigten in der österreichischen Politik nach Sektoren – Stand Sommer 2003

Gesamt Öffentlicher Sektor Nonprofit Sektor

absolut in % absolut in % absolut in %

Minimalvariante 111.116 100,0
Maximalvariante 154.039 100,0 43.727 28,4 110.312 71,6

Quelle: Telefon- und Internetrecherche. Eigene Primärerhebung 2003. Eigene Berechnungen.
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auch von Bereich zu Bereich äußerst unterschiedli-
che Tätigkeiten verrichten.

3 Um zu einer für den Bereich der politischen Partei-
en passenden Definition der ehrenamtlichen Tätig-
keit zu gelangen, muss in einem zukünftigen
Forschungsprojekt wohl die qualitative Sozial-
forschung zur Anwendung gelangen, die über das
Instrument des Interviews die nötigen Informatio-
nen liefern kann.

4 Vgl. als besonders anschaulich Tabelle 12.
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